
Einwendungen zum Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung der Uhl 
Windkraft Projektierung  GmbH & Co. KG vom 26.04.2024   

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aufgrund der relativ geringen Entfernung mit minimal ca. 1,4 km von meinem Wohnhaus zu den 
geplanten Windkraftanlagen rechne ich mit erheblichen Beeinträchtigungen. 
 
Im nachfolgenden sind meine Einwendungen aufgeführt, die aus meiner Sicht zu einer 
tiefergehenden Überprüfung des geplanten Betriebes der Windkraftanlagen führen müssen. 
 

1. Größe der Windkraftanlagen 
Das Landschaftsbild des schwäbisch-fränkischen Waldes wird maßgeblich gestört. 
 

2. Schall 
Die zu erwartende Geräuschbelastung für den Ortsteil Jux wurde in der vorgelegten Revision 
des Schallgutachtens (Pkt. 4.1.1) vom 19.08.2025 nach meiner Meinung nicht ausreichend 
dargestellt. 
 
Trotz des stark gegliederten Geländes wurde für die Berechnungen nur eine Geländeraster 
mit 25 m verwendet. Bei diesem Gelände sollte  jedoch ein engeres Netz gewählt werden,  
um die Schallausbreitung präzise modellieren zu können.  
 
Bei der Auswahl der Immissionsorte wurden im Ortsteil Jux nicht die relevanten Punkte 
gewählt, die im direkten Schallausbreitungswinkel am höchsten liegen. Die Auswahl der 
Immissionsorte sollte jedoch repräsentativ und ausgewogen sein. 
 
Das reine Wohngebiet im Bereich des Wilhelmsweges mit einem zulässigen Nachtpegel von 
35 db(A) wurde nicht berücksichtigt. Hier sind außerdem mehrere Wärmepumpen installiert, 
die in der vorliegenden Berechnung bei keinem Immissionsort angesetzt wurden.  
 
Ein reines Wohngebiet wurde nur mit dem Bernhaldenweg 22 in den Nachweis einbezogen, 
jedoch liegt das Haus in Richtung der nächsten Windenergieanlagen schalltechnisch hinter 
dem Gerstenberg. Trotzdem ist hier nur unter Einsatz von schallmindernden Maßnahmen ein 
Nachtpegel von 35,1 dB(A) erzielt worden, der immer noch um 0,1 dB(A) den zulässigen Wert 
überschreitet. 
 
Beim Immissionsort Sommerberg  57 (Schreibfehler im Gutachten mit Sommerberg 97), der 
in einer Entfernung von ca. 90 m unterhalb des Wilhelmsweges liegt, wurde ein Nachtpegel 
von 35,5 dB(A) berechnet. Es ist deshalb anzunehmen, dass für die Wohnhäuser oberhalb im 
Wilhelmsweg der zulässige Nachtwert von 35 dB(A) überschritten werden. 
 

3. Nachtbeleuchtung der Anlagen  
Die Nachtruhe wird durch die stroboskopartige Beleuchtung der Anlagen gestört. 
 

4. Abwasseranfall auf Verkehrsflächen 
Im Antrag wird ausgeführt, daß kein Abwasser bei den Windkraftanlagen anfällt.  
Es ist jedoch nicht nachgewiesen, ob durch den geplanten Baustellenverkehr auf den 
auszubauenden Zuwegungen das Niederschlagswasser als gering verschmutzter 
Regenabfluss versickert bzw. abgeleitet werden kann.  
Im direkten Planungsbereich der Windenergieanlagen sind fast durchgängig unbefestigte 
Waldwege vorhanden. Durch die geplante dauerhafte Oberflächenversiegelung mit dem 
Einbau von mindestens 60 cm Schottermaterial auf mindestens 4,50 m Breite für die 



Zufahrtswege und Verkehrsflächen an den Windkraftanlagen ist ein erhöhter 
Niederschlagswasserabfluss mit Verschmutzungen durch den Baustellen- und 
Wartungsverkehr zu erwarten.  
Außerdem sind für die Baustellenzufahrt die bestehenden asphaltierten Straßen größer zu 
dimensionieren, so dass auch hier zu einem erhöhten Abfluss kommen wird.  
Dieser Abfluss wird nicht vollständig in den Seitenbereichen versickern können, so dass es zu 
einer größeren Belastung der umliegenden Bäche führen wird.  
 
Da während der Bauzeit und im Betrieb mit wassergefährdenden Flüssigkeiten,  wie in Pkt . 9 
der Unterlagen zusammengestellt, gearbeitet wird, ist außerdem von einem erhöhten Risiko 
des Eintrages von Schadstoffen in den Untergrund bzw. die Gewässer auszugehen.  
 
In den veröffentlichten Unterlagen sind keine Aussagen getroffen, die eine qualitative und 
quantitative Erfassung dieser zusätzlichen Belastungen ermöglichen. Im hydrogeologischen 
Gutachten unter Pkt. 9.5.1 werden  lediglich die Auswirkungen auf die umliegenden Quellen 
untersucht. 
 

5. Waldbrandgefahr 
In dem Generischen Brandschutzkonzept unter Punkt 7.3, Seite 15 wird darauf hingewiesen, 
dass sich die Brandbekämpfung nur auf die Verhinderung der Ausbreitung auf die Umgebung 
beziehen kann. Da die Anlagen im Waldgebiet geplant sind,  ist die Frage offen, inwieweit die 
örtlichen Feuerwehren diesen Brandschutz überhaupt umsetzen können. Im Bereich der 
Windkraftanlagen sind meines Wissens keine Wasserentnahmen für Brandschutzzwecke 
möglich. 
 

6. Gründungen Windkraftanlagen 
Es liegen keine Aussagen zu den geplanten Gründungen bei den Windkraftanlagen 5 und 6 
vor. 
Bei den anderen Windkraftanlagen sind unterschiedliche Aussagen zur Gründung getroffen: 
In Anlage 9.5.1 Flachgründungen mit nur 30 cm Einbindung in das Erdreich mit späterer 
Anschüttung 
In Anlage 5.7.2 mit einer Baugrubensohle ca. 3 m unterhalb Geländeoberkante zuzüglich 
Untergrundverbesserungen. 
Die unterschiedlichen Gründungen haben starke Auswirkungen auf den Eingriff in das 
Erdreich und den Wasserhaushalt und sollten deshalb entsprechend festgelegt und in den 
Gutachten berücksichtigt werden. 
 

7. Minderung des Grundstückswertes 
Durch die massive Störung des Landschaftsbildes, die wesentlich erhöhten Geräuschbe- 
lastungen und die Einwirkungen der Nachtbeleuchtung wird der Grundstückswert meines 
Anwesens wesentlich verringert werden.  
 

8. Tieffrequenter Schall (Frequenz unter 90 Hz) 
In der Revision des Schallgutachtens (Pkt. 4.1.1) vom 19.08.2025 sind tieffrequente 
Geräusche nicht berücksichtigt. Das Beurteilungsverfahren der TA Lärm mit den verwendete 
Mess- und Ausbreitungsberechnungen nach DIN ISO9613-2 gibt bei sehr tiefen Frequenzen 
keine ausreichende Konkretisierung der Schädlichkeitsschwelle im Sinn von § 3 Abs. 1 
BImSchG.  
Nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 BImSchG sind aber Windkraftanlagen so zu errichten und zu 
betreiben, dass keine schädliche Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden und es ist auch 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen zu treffen. 
 



Da es aktuell kein normativ niedergelegtes Verfahren für die Prognose tieffrequenter 
Geräusche gibt, sind meiner Meinung nach deshalb in der Baugenehmigung Messungen nach 
Inbetriebnahme festzusetzen.  
Es ist dann nachzuweisen, dass die Werte nach DIN 45680 „Messung und Bewertung 
tieffrequenter Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft“ eingehalten werden.  
Dabei ist sicherzustellen, dass nicht willkürlich ausgewählte Immissionsorte untersucht 
werden, sondern die tatsächlich betroffenen Anlieger. 
Damit soll sichergestellt werden, dass der Anlieger nicht selbst in Vorleistung mit 
entsprechenden Gutachten gehen muss.  

 
In Erwartung Ihrer Stellungnahme zu diesen Einwendungen verbleibe ich  

 
mit freundlichem Gruß 
 


